
seiner Ansicht herangezogene Gesichtspunkt nicht 
durchgreift.

III. Das Ergebnis, zu dem wir danach gelangen, ist 
demnach das folgende:

1. § 175 ist in der alten Fassung und nach Maß­
gabe der alten Rechtsprechung anzuwenden, nach 
der nur beischlafähnliche Handlungen bestraft 
werden.

2. § 175 a gilt in der neuen Fassung.
3. § 175 b ist als gegenstandslos zu streichen.
h. Dem Gedanken des § 175 Abs. 2 der neuen 

Fassung ist durch verständige Anwendung der 
Vorschriften des RJGG und des § 153 StPO Rech­
nung zu tragen.

Das ist ein Ergebnis, das mit den grundsätzlichen 
und durchaus richtigen Regeln, die das OLG Halle für 
die Behandlung der Frage aufstellt, ob während der 
Nazizeit geschaffene Gesetze anzuwenden sind, nicht 
im Widerspruch steht. Es steht auch nicht im Wider­
spruch zu der Verordnung der damaligen Provinz 
Sachsen-Anhalt vom 6. Februar 1946, auf die das OLG 
Halle verweist. Und es wird, soweit es unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen möglich ist, den beiden 
maßgeblichen Tendenzen für die strafrechtliche Be­
handlung homosexuellen Verhaltens gerecht. Alles 
weitere muß der künftigen Gesetzgebung überlassen 
bleiben. W. Weiß

§ 181a StGB ist in der durch das Gesetz vom 24.11. 
1933 (RGBl. S. 995) eingeführten Neufassung anzu- 
vvenden.

KG, Urteil v. 2. 6.1949 — 1 Ss 57/49.

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte ist durch Urteil der 3. Großen Straf­

kammer des Landgerichts Berlin vom 5. Januar 1949 
wegen Zuhälterei in zwei Fällen zu einer Gesamtstrafe 
von 2 Jahren und 6 Monaten Zuchthaus und 5 Jahren 
Ehrverlust verurteilt worden.

Seine Revision hatte keinen Erfolg.
Durch das angefochtene Urteil ist folgender Sach­

verhalt festgestellt worden:
Der jetzt 35 Jahre alte Angeklagte ist im Jahre 1940 

vom Landgericht Berlin wegen Zuhälterei zu 2 Jahren 
und 3 Monaten Zuchthaus verurteilt worden. Bis 1945 
war er in verschiedenen Konzentrationslagern. Nach 
seiner Entlassung ist er keiner geregelten Tätigkeit 
nachgegangen; er unternahm Hamsterfahrten, tätigte 
Schwarzmarktgeschäfte und beging einen Einbruchs­
diebstahl, wegen dessen er zu einem Jahr und 5 Mo­
naten Gefängnis verurteilt wurde. Sein weiblicher Um­
gang waren ausschließlich Prostituierte. Im Jahre 1947 
lernte der Angeklagte die Zeugin S. kennen. Anfang 
August 1947 zog die Zeugin zum Angeklagten. Er ver­
lobte sich mit ihr, obwohl er in rechtsgültiger Ehe lebt. 
Der Angeklagte wußte, daß die Zeugin Prostituierte 
ist, und hatte nichts dagegen, daß sie weiter dem Un­
zuchtsgewerbe nachging. Die Zeugin S. lieferte von 
ihrem Unzuchtsverdienst wöchentlich 50 bis 60 Mark an 
den Angeklagten ab; hiervon wurde der gemeinsame 
Haushalt bestritten.

Etwa im Jahre 1947 unterhielt der Angeklagte ein 
festes Verhältnis auch mit der Zeugin G. Später ver­
lobten sie sich. Der Angeklagte kannte die Zeugin G. 
als Prostituierte; sie ist auch während ihrer Bekannt­
schaft und während ihres Verlöbnisses mit dem An­
geklagten weiter dem Unzuchtsgewerbe nachgegangen. 
Beide haben gemeinsam eine ganze Zeit lang ein Zim­
mer in .................  bewohnt, wo die Zeugin G. mit ihren
Kunden abgestiegen ist. Die Zeugin G. hat anderen 
Zeugen gegenüber darüber geklagt, daß sie den An­
geklagten ernähren müsse, daß sie „ackern“ gehen 
müsse, um den Angeklagten zu unterhalten, daß der 
Angeklagte sie oft schlage, weil sie nicht genügend 
Geld abliefere.

Die Verteidigung lügt, daß die Strafkammer nicht 
hätte auf eine Zuchthausstrafe erkennen dürfen. Der 
Angeklagte ist bestraft worden nach § 181a StGB in 
der Neufassung durch das Gesetz vom 24.11.1933. Erst 
durch diese Neufassung ist es möglich geworden, einen 
Zuhälter mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu be­
strafen; bis dahin konnte die Zuhälterei nur mit Ge­
fängnis bestraft werden. Die Verteidigung rügt damit 
eine Verletzung der Ziff. 10 der Allgemeinen Anwei­

sungen für Richter nach der Anordnung der Alliierten 
Kommandantur Berlin vom 10. Mai 1946 — BK/O (46) 
208 — worin es heißt:

„......... wird angeordnet, daß in Fällen, in denen auf
Grund irgend welches nach dem 30. Januar 1933 in 
Kraft getretenen Gesetzes die Höchststrafe für ein 
Vergehen über die für dasselbe Vergehen vor dem 
30. Januar 1933 vorgeschriebene Höchststrafe hin­
ausgeht, das Gericht keine höhere Strafe verhängen 
darf als diejenige, die vor dem 30. Januar 1933 zu­
lässig war, es sei denn, daß eine höhere Strafe 
wegen der kriminellen Vergangenheit des Ange­
klagten oder der häufigen Wiederholung des Ver­
gehens gerechtfertigt erscheint.“

Die Frage, welche nach dem 30. Januar 1933 ein­
geführten Änderungen des Strafgesetzbuchs auch heute 
noch anzuwenden sind, ist nicht ausschließlich auf 
Grund der Allgemeinen Anweisungen an die Richter 
nach der Order der Alliierten Kommandantur Berlin 
vom 10. 5.1946 zu entscheiden. Auch der Kontrollrat in 
Deutschland hat sich mit der Frage befaßt, welche nach 
dem 30. Januar 1933 eingetretenen Änderungen des 
Strafgesetzbuches und anderer strafrechtlicher Bestim­
mungen heute nicht mehr angewandt werden dürfen. 
Hierzu wird verwiesen auf die Kontrollrats-Gesetze

a) Nr. 11- vom 30.1.1946 über die Aufhebung einzel­
ner Bestimmungen des deutschen Strafrechts 
(Verordnungsblatt der Stadt Berlin 1946 Nr. 7 S. 35), 
in Kraft getreten am 4. 2.1946,

b) Nr. 55 vom 20. 6.1947 über die Aufhebung von Vor­
schriften auf dem Gebiet des Strafrechts (Verord­
nungsblatt von Groß-Berlin 1947 Nr. 11 S. 146), in 
Kraft getreten am 25. 6.1947.

In keinem dieser beiden Gesetze ist § 181a StGB in 
der Fassung des Gesetzes vom 24.11.1933 beanstandet 
oder ausdrücklich aufgehoben worden. Damit verstößt 
die Anwendung des § 181a StGB in der Fassung des 
Gesetzes vom 24.11.1933 nicht gegen ein Kontrollrats- 
Gesetz.

Dies allein würde allerdings die Anwendung des 
§ 181a in der Fassung des Gesetzes vom 24.11.1933 noch 
nicht ausreichend rechtfertigen können. Vielmehr hat 
der Richter, der eine nach dem 30. Januar 1933 erlassene 
Gesetzesbestimmung anwenden will, in jedem Falle 
von sich aus zu prüfen, ob das Gesetz oder die Gesetzes- 
Änderung derart von dem sogenannten national­
sozialistischen Gedankengut beeinflußt ist, daß 
seine Anwendung heute mit demokratischen Rechts­
auffassungen unvereinbar wäre. Die ist bei § 181 a 
StGB in der Fassung des Gesetzes vom 24. 11. 
1933 nicht der Fall. Gerade der hier zur Ent­
scheidung stehende Fall zeigt — worauf auch die 
Strafkammer abgezielt hat — mit einer für alle Fälle 
gültigen Deutlichkeit, wie ein Zuhälter sozial zu wer­
ten ist: Der Zuhälter ist ein Mann, der unter Ausbeu­
tung von Prostituierten sich vor jeglicher anständigen 
Arbeit drückt und — wie auch die Strafkammer aus­
geführt hat — ein Parasiten-Dasein führt, und dies 
auf Kosten von Frauen, die selbst zu denen gehören, 
die durch wirtschaftlich besser Gestellte ausgebeutet 
werden. Allein die Tatsache, daß der Zuhälter nor­
malerweise keiner ständigen Arbeit nachgeht und kei­
nen Beitrag zum Wiederaufbau leistet, rechtfertigt es, 
gegen ihn auch mit der entehrenden Zuchthausstrafe 
vorzugehen.

Auch vor dem Erlaß des Gesetzes vom 24.11.1933 
hat der Gesetzgeber in § 181a Abs. 3 StGB alter Fassung 
zum Ausdruck gebracht, daß die Zuhälterei mit einer 
bloßen Gefängnisstrafe nicht ausreichend gesühnt wer­
den könne: Nach § 181a Abs. 3 StGB alter Fassung 
konnte neben der Gefängnisstrafe auch erkannt wer­
den auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, auf Zu­
lässigkeit von Polizeiaufsicht und auf Überweisung an 
die Landespolizei-Behörde, die den Zuhälter in ein 
Arbeitshaus unterbringen konnte.

Aus diesen Gründen verstößt die Anwendung des 
§ 181a in der Fassung des Gesetzes vom 24.11.1933 
nicht gegen die heutigen demokratischen Rechtsauf­
fassungen.

Mit der Feststellung, die Anwendung des § 181a 
StGB in der Fassung des Gesetzes vom 24. 11. 1933 
verstoße

a) weder gegen ein Kontrollrats-Gesetz noch
b) gegen die heutigen demokratischen Rechtsauf­

fassungen,
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